
 
 

 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 AktG 

zu Punkt 5 der Tagesordnung 

 

Das genehmigte Kapital in Höhe von 3.993.600 EUR soll den satzungsmäßigen Aufgaben des 

Unternehmens dienen. 

Dem Vorstand soll die Möglichkeit eröffnet werden, flexibel unter Berücksichtigung der Kursent-

wicklung eine Kapitalanpassung vorzunehmen. 

Grundsätzlich wird den Aktionären ein Bezugsrecht gewährt. Das Bezugsrecht soll jedoch 

ausgeschlossen werden können, um Spitzenbeträge zu vermeiden. Dies dient dazu, im Hinblick 

auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsrechtsverhältnis 

darstellen zu können. 

 

Die Gesellschaft sollte jederzeit die Möglichkeit haben, Beteiligungen an Unternehmen in 

geeigneten Fällen nicht nur in der üblichen Weise durch Zahlung eines Kaufpreises, sondern 

auch im Wege einer Sachgegenleistung durch Überlassung von Aktien der Eifelhöhen-Klinik 

Aktiengesellschaft erwerben zu können. Zu diesem Zweck muss die Gesellschaft in der Lage 

sein, ihr Grundkapital gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts zu erhöhen. 

Weil eine etwaige Kapitalerhöhung in der Regel im Rahmen der Transaktion und daher 

kurzfristig erfolgen muss, ist für die Bereitstellung der erforderlichen Aktien die Schaffung eines 

genehmigten Kapitals erforderlich und angemessen.  

 

Die weiter vorgesehene Ermächtigung, bei Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlagen das 

Bezugsrecht der Aktionäre einmalig oder mehrmals für einen Teilbetrag des genehmigten 

Kapitals auszuschließen, der 10 % des bei Beschlussfassung und bei der Ausübung der 

Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht übersteigt, stützt sich auf die Bestimmung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. Die Begrenzung des Ermächtigungsbetrags für eine solche 

Kapitalerhöhung auf 10 % des Grundkapitals und das Erfordernis, dass der Ausgabebetrag der 

neuen Aktien den jeweiligen Börsenkurs der schon notierten Aktien zum Zeitpunkt der Ausgabe 

nicht wesentlich unterschreiten darf, stellen sicher, dass der Schutzbereich des Bezugsrechts, 

nämlich die Sicherung der Aktionäre vor einem Einflussverlust und einer Wertverwässerung, 

nicht berührt wird. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote 

durch einen Kauf von Eifelhöhen-Klinik Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Für die 

Gesellschaft führt die bezugsrechtsfreie Kapitalerhöhung zu einer größtmöglichen 

Kapitalschöpfung und zu optimalen Erlösen. Die Ermächtigung liegt im Interesse der 

Gesellschaft, weil sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft. Sie ermöglicht es beispielsweise, 

eigene Aktien an institutionelle Anleger zu veräußern oder neue Investorenkreise zu 

erschließen. 

Der Vorstand wird jeweils im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur 

Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch macht, falls sich ein Erwerb von 

Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen konkretisiert und dabei auch sorgfältig 

abwägen, ob als Gegenleistung zu übertragende Aktien ganz oder teilweise durch eine 

Kapitalerhöhung oder durch Erwerb eigener Aktien beschafft werden. Der Vorstand wird das 

Bezugsrecht der Aktionäre nur dann ausschließen, wenn der Erwerb gegen Ausgabe von Aktien 

der Gesellschaft in ihrem wohl verstandenen Interesse liegt. Über die Einzelheiten der 

Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird der Vorstand in der Hauptversammlung berichten, 

die auf eine etwaige Ausnutzung des genehmigten Kapitals folgt.  


